
 
 
 
 
 
PRESSEMITTEILUNG vom 28.09.2021 
 
 

Breites Bündnis fordert: Kinderarmut muss zentrale Rolle in den Koalitionsverhand-
lungen spielen Auftakt der Kampagne   #4JahreGegenKinderarmut 
 
61 Verbände, Gewerkschaften, zivilgesellschaftliche Organisationen sowie Einzelpersonen 
fordern die nächste Bundesregierung auf, Kinderarmut endlich effektiv zu bekämpfen und 
konkrete Maßnahmen im Koalitionsvertrag festzuhalten. 
 

 
Die unterzeichnenden Organisationen des Ratschlag Kinderarmut fordern in der Gemeinsamen Erklä-
rung „Vier Jahre Zeit, um Kinderarmut endgültig zu beseitigen!“, Armut von Kindern und Jugendlichen 
nicht länger hinzunehmen und entschlossene Maßnahmen im Koalitionsvertrag zu verankern. Dazu zäh-
len eine grundlegende Reform der Leistungen für Kinder, Jugendliche und ihre Familien, die Sicherstel-
lung sozialer Infrastruktur sowie ihre umfassende Beteiligung. Ebenso brauchen Kinder und Jugendliche 
eine intensive Begleitung zurück in ihren Kita- und Schulalltag und psycho-soziale Unterstützung bei der 
Bewältigung der Auswirkungen der Pandemie.  
Die Bekämpfung der Armut von Kindern und Jugendlichen erfährt in der Bevölkerung sowie parteiüber-
greifend breite Zustimmung und muss in der nun beginnenden 20. Legislaturperiode eine zentrale Rolle 
spielen. Alle Kinder und Jugendlichen haben ein Recht auf ein gutes Aufwachsen! Die Gemeinsame Er-
klärung basiert auf vier Grundsätzen:  
 
1. Armut ist kein Versagen der*des Einzelnen!  
Armut von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien muss als strukturelles Problem begriffen, kommuni-
ziert und behandelt werden. Arme Familien haben nicht selbst Schuld an ihrer Lage, sondern ihre Situa-
tion ist die Folge von gesellschaftlichem Ausschluss.  
 
2. Alle Kinder und Jugendlichen haben Anspruch auf gleichwertige Lebensverhältnisse!  
Bund, Länder und Kommunen müssen ein Gesamtkonzept vorlegen, wie kommunale Infrastruktur für 
Kinder und Jugendliche bedarfsgerecht gestaltet und finanziert werden kann. Dazu gehören bezahlbare 
Wohnungen, qualitativ hochwertige und armutssensible Angebote der Bildung, Betreuung, Erziehung 
und Begleitung, eine bedarfsorientierte, integrierte Schul-, Gesundheits-, Sozial- und Jugendhilfepla-
nung, die Absicherung von Mobilität für alle und eine gute gesundheitliche Versorgung.  
 
3. Jedes Kind ist gleich viel wert!  
Bei der Ermittlung der Regelbedarfe für Grundsicherungsleistungen bedarf es einer einheitlichen, trans-
parenten, konsequent sach- und realitätsgerechten Ermittlung und Umsetzung des kindlichen Existenz-
minimums für alle Rechtsbereiche. Dieses Existenzminimum muss auskömmlich sein, Teilhabe für jene 
Kinder und Jugendlichen ermöglichen, deren Eltern sie nicht gewährleisten können, und niedrigschwellig 
in Anspruch genommen werden können. 
 
4. Unterstützung muss dort ankommen, wo sie gebraucht wird!  
Der Ratschlag Kinderarmut fordert, Angebote und Leistungen zur Unterstützung armer Kinder, Jugendli-
cher und Familien so auszugestalten, dass sie niedrigschwellig zur Verfügung stehen und leicht in An-
spruch genommen werden können. Finanzielle Leistungen sollten unbürokratisch und möglichst automa-
tisch ausbezahlt werden.  
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Den vollständigen Text der Erklärung „Vier Jahre Zeit, um Kinderarmut endgültig zu beseitigen!“  
sowie weitere Informationen zur Kampagne finden Sie unter: 
 
 https://www.nationale-armutskonferenz.de/category/kinderarmut/ 
 
Die Unterzeichnenden:  
Arbeiter Samariter Bund Deutschland e.V.  
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes NRW  
Arbeitskreis Frauengesundheit in Medizin, Psychotherapie u. Gesellschaft e.V.  
Arbeitslosenverband Deutschland Landesverband Brandenburg e.V.  
Armutsnetzwerk e.V.  
Armut und Gesundheit in Deutschland e.V.  
AWO Bundesverband e.V.  
BAG Wohnungslosenhilfe e.V.  
Bundesforum Männer - Interessenverband für Jungen, Männer und Väter e.V.  
Bundesverband der Mütterzentren e.V.  
Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung  
Der Kinderschutzbund e.V.  
Der Kinderschutzbund LV Rheinland-Pfalz e.V.  
Deutscher Bundesjugendring  
Deutscher Caritasverband e.V.  
Deutscher Gewerkschaftsbund  
Deutsches Kinderhilfswerk e.V.  
DGSF - Deutsche Gesellschaft für Systemische Therapie, Beratung und Familientherapie e.V.  
Diakonie Deutschland Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.  
Diakonie Hessen - Diakonisches Werk in Hessen und Nassau und Kurhessen-Waldeck e.V.  
Diakonisches Werk Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland e. V.  
Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche der Pfalz  
evangelische arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf)  
Evangelische Aktionsgemeinschaft für Familienfragen in Bayern e.V. (eaf bayern)  
Evangelischer Bundesfachverband Existenzsicherung u. Teilhabe e.V. (EBET)  
Familienbund der Katholiken (FDK) Bundesverband e.V.  
Flingern mobil e.V.  
Förderverein gewerkschaftliche Arbeitslosenarbeit e.V. (KOS)  
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)  
Humanistischer Verband Deutschlands - Bundesverband e.V.  
Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e. V. (ISS)  
Internationaler Bund (IB) Freier Träger der Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit e.V.  
Katholische Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) Deutschland e.V.  
Kindervereinigung e.V.  
Landesfamilienrat Baden-Württemberg  
 
 
Der Landesfamilienrat Baden-Württemberg ist der Zusammenschluss von Verbänden und Organisa-
tionen, die landesweit in der Arbeit für und mit Familien engagiert sind. Er ist ein unabhängiger und 
weltanschaulich neutraler Anwalt und Partner für die Belange von Familien und beteiligt sich aktiv 
an der Meinungsbildung politischer Entscheidungsträger. Dabei ist es das vorrangige Ziel, die Le-
bensqualität und damit die Rahmenbedingungen für Familien und das Leben mit Kindern zu verbes-
sern.  
 

 

Prof. Christel Althaus, Vorsitzende  
Rosemarie Daumüller, Geschäftsführerin 

Landesfamilienrat Baden-Württemberg, Gymnasiumstraße 43, 70174 Stuttgart, 

Telefon: 0711/625930, mail: info@landesfamilienrat.de, www.landesfamilienrat.de 


